
Der Bundesrat ist der Meinung,
bei der Abstimmung über das
Rahmenabkommen mit der
Europäischen Union (EU) müs-
sedasStändemehrnicht zurAn-
wendung kommen. Ein Volks-
mehr genüge. Diese Meinung
teilt inNidwaldenwederdieRe-
gierung, noch die Kommission
für Staatspolitik, Justiz und Si-
cherheit (SJS) oderdieMehrheit
des Parlaments. So beschloss
der Landrat mit 42 Ja gegen
15 Nein am Mittwoch, dass der
Kanton Nidwalden eine Stan-
desinitiative bei der Bundesver-
sammlung einreicht. Diese ver-
langt die Unterstellung eines
Rahmenabkommens mit der
EU «unter das obligatorische

Staatsvertragsreferendum suis
generis». Oder mit anderen
Worten:Wenndereinst darüber
abgestimmt wird, zählen nicht
nur die Stimmen des Volkes,
sondernauchdiederKantone in
Formdes Ständemehrs.

Justiz- und Sicherheitsdirek-
torin Karin Kayser betonte zu-
erst, esgeheumeinestaatspoliti-
scheEntscheidungundnichtum
die EU. Die Regierung sei der
Meinung,dasseinderartweitrei-
chendes institutionelles Abkom-
men die demokratische Zustim-
mung von Volk und Ständen
brauche. «Auch wenn die
SchweizdieÜbernahmevonEU-
Recht gemäss innerstaatlichen
Verfahren ablehnen könnte,
stünde sie unter demDruck dro-
henderAusgleichsmassnahmen,

was die freie Willensbildung im
Parlamentundallenfallsauch im
Volk beeinträchtige», hielt sie
fest. Die Regierung hätte es be-
grüsst, wenn sich der Bundesrat
für die Unterstellung unter das
obligatorische Staatsvertragsre-
ferendumentschiedenhätte.

Auch Beatrice Richard-Ruf
(FDP, Stans) als Sprecherin der
Kommission SJS stimmte der
Regierung zu. DieMehrheit der
SJS unterstützt die Einreichung
der Standesinitiative. Sie sei der
Ansicht, dass das Rahmenab-
kommen alle Bereiche der
Schweiz betreffe unddaher eine
breit angelegte Debatte verdie-
ne. Die ursprünglich gewünsch-
teStabilität seinichtmehr imer-
forderlichen Mass vorhanden.
«Die Mehrheit erachtet die

Standesinitiative als klares Sig-
nal auf nationaler Ebene, das
auch von Nidwalden entspre-
chend unterstützt werden soll.»

Nicht alle unterstützen
Standesinitiative
FDP, SVP und Mitte unterstütz-
ten die Einreichung der Stan-
desinitiative. Das Ständemehr
schütze die föderale Struktur
und stelle sicher, dass nicht nur
diebevölkerungsreichenKanto-
ne über solch tiefgreifendeWei-
chenstellungen allein entschei-
den könnten, hiess es etwa. Die
historischeundrechtlicheLogik
verlange es, dass einem Vertrag
dieser Tragweite Volk und Stän-
de gemeinsam zustimmen
müssten. Nur so bleibe der de-
mokratische Charakter der

Philipp Unterschütz Schweiz und die Balance zwi-
schen den Kantonen erhalten.
GLP und die Grünen/SP lehn-
ten die Standesinitiative ab.
Man stimme dem Bundesrat zu
und sei ebenfalls der Meinung,
es brauche bei dieser Vorlage
nicht zwingend ein Stände-
mehr. Die Schweiz sei ohnehin
der EU-Gesetzgebung ausgelie-
fert und die Rechtsübernahme
sei schon fast selbstverständ-
lich, sagte etwa Thomas Walli-
mann (Grüne, Ennetmoos).

Die Einreichung der Stan-
desinitiative ging zurück auf
eine Motion, die Armin Oder-
matt (SVP, Oberdorf) im Febru-
ar 2025eingereichthatteunddie
vomLandrat imNovember2025
mit Zustimmung der Regierung
gutgeheissenwurde.

Nidwalden will auch Ständemehr
Der Kanton reicht eine Standesinitiative ein, dass beim EU-Rahmenabkommen das Ständemehr zählenmuss.
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